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Troost, Alexander Ulrich, Christoph Waitz, Dr. Guido Westerwelle, Wolfgang Wieland, Josef 
Philip Winkler, Dr. Claudia Winterstein, Dr. Volker Wissing, Margareta Wolf (Frankfurt), 
Hartfrid Wolff (Rems-Murr), Jörn Wunderlich, Martin Zeil 


Ergänzung des Untersuchungsauftrages des 1. Untersuchungsausschusses 
- Drucksache 16/3028 - 


Drucksache 16/3191 


-2- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


A. Problem 

Der Antrag strebt auf Grund der bisherigen Beratungen des Untersuchungsaus- 
schusses und in der Öffentlichkeit bekannt gewordener Vorgänge gewisse Prä- 
zisierungen sowie eine Ergänzung des Auftrages des 1. Untersuchungsaus- 
schusses der 16. Wahlperiode an. So soll der Einsetzungsbeschluss bezüglich 
des Themenkomplexes der Festnahmen und Vernehmungen bestimmter Perso- 
nen im Ausland präzisiert werden. Darüber hinaus soll sich laut Nummer 3 des 
Ergänzungsantrags der Untersuchungsausschuss mit der nachrichtendienst- 
lichen Überwachung und dem nachrichtendienstlichen Einsatz von Journalisten 
einerseits und der Überwachung sonstiger Berufsgeheimnisträger, insbesondere 
von Abgeordneten, andererseits befassen. 


B. Lösung 

Der 1. Ausschuss empfiehlt, den Ergänzungsantrag in einer einvernehmlich 
geänderten Fassung, in der insbesondere die Nummer 3 überarbeitet worden ist, 
anzunehmen. So soll sich die Untersuchung des neuen nachrichtendienstlichen 
Themenkomplexes auf die Sachverhalte beziehen, die im Auftrag des Parla- 
mentarischen Kontrollgremiums vom Sachverständigen Dr. Gerhard Schäfer 
geprüft worden sind. Dabei sollen sich die Untersuchungen auf den Bereich des 
Bundesnachrichtendienstes konzentrieren. Weiterhin werden Untersuchungen 
über nachrichtendienstliche Maßnahmen gegenüber Abgeordneten nur noch im 
Zusammenhang mit Maßnahmen gegenüber Journalisten vorzunehmen sein, 
weitere Berufsgeheimnisträger sollen nicht mehr einbezogen sein. 

Darüber hinaus sind in den Bericht drei das weitere Verfahren des 1. Unter- 
suchungsausschusses betreffende Protokollnotizen aufgenommen worden. 

Einstimmigkeit im Ausschuss 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags in unveränderter Fassung. 


D. Kosten 

Nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 16/3028 in folgender Fassung anzunehmen: 

Der am 7. April 2006 vom Deutschen Bundestag beschlossene Untersuchungs- 
auftrag (Bundestagsdrucksachen 16/990, 16/1179) wird wie folgt ergänzt: 

1. Abschnitt I wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift zu Abschnitt I wird wie folgt gefasst: 

„I. Im Bereich der CIA-Flüge und der von US-amerikanischen Stellen 
unterhaltenen (Geheim-)Gefängnisse für Terrorverdächtige soll ge- 
klärt werden,“. 

b) Abschnitt I Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. Ob und gegebenenfalls welche Erkenntnisse die Bundesregierung 
über von US-amerikanischen Stellen betriebene (Geheim-)Gefäng- 
nisse für Terrorverdächtige in Europa und anderenorts besitzt, in die 
Terrorverdächtige über deutsches Staatsgebiet transportiert worden 
sind, und wie diese Erkenntnisse gegebenenfalls verifiziert worden 
sind,“. 

2. In Abschnitt III werden nach Nummer 4 die folgenden Nummern 5 und 6 

angefügt: 

„5. welche Bemühungen im Fall M. K. von der Bundesregierung unter- 
nommen wurden, um M. K. Hilfe zu leisten und seine Freilassung zu 
erreichen. Insbesondere soll geklärt werden, ob und welche Angebote 
US-amerikanischer Stellen es für seine Freilassung gegeben hat, ob sie 
von deutscher Seite abgelehnt wurden oder ungenutzt blieben; wenn ja, 
aus welchen Gründen. Geklärt werden soll in diesem Zusammenhang, 
welche deutschen Stellen des Bundes an einer solchen Entscheidung be- 
teiligt waren und wer die Verantwortung dafür trägt, 

6. inwieweit die Bundesregierung Kenntnisse von den Umständen hat, die 
zu den Inhaftierungen von M. H. Z. sowie D. und S. geführt hatten, und 
was die Bundesregierung unternommen hat, um im jeweiligen Fall der 
inhaftierten Person Hilfe zu leisten und deren Freilassung zu erwirken, 
oder ob und wann es Chancen für eine Freilassung gab, und warum ge- 
gebenenfalls solche Chancen für eine Freilassung nicht genutzt worden 
sind.“ 

3. Abschnitt V wird wie folgt gefasst: 

„V. Der Ausschuss soll bezüglich der im Bericht vom 26. Mai 2006 des 
vom Parlamentarischen Kontrollgremium beauftragten Sachverständi- 
gen, VRiBGH a. D. Dr. Gerhard Schäfer, untersuchten Sachverhalte 
klären, 

1 . wer wann innerhalb des Bundeskanzleramtes und der Leitungsebene 
des Bundesnachrichtendienstes (Präsidenten, Vizepräsidenten und 
Abteilungsleiter) Kenntnis davon hatte, dass der Bundesnachrichten- 
dienst 

a) Journalisten überwacht und ausgeforscht hat bzw. überwachen 
und ausforschen ließ, 
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b) hierzu mit Journalisten zusammengearbeitet und diese für die 
Lieferung von Informationen finanziell oder auf andere Weise 
vergütet hat sowie entsprechende Berichte von Journalisten an 
den Bundesnachrichtendienst initiiert und entgegengenommen 
hat, 

c) Einfluss auf die Medienberichterstattung genommen hat, indem 
er beispielsweise Berichte initiiert oder inhaltlich beeinflusst hat, 

oder warum gegebenenfalls keine zeitnahe Kenntnis erlangt wurde; 

2. ob der Bundesnachrichtendienst möglicherweise im Zusammenhang 
mit den unter Nummer 1 erwähnten Vorgängen auch gegenüber Bun- 
destagsabgeordneten wie unter Nummer 1 beschrieben verfahren ist, 
und wenn ja, wer wann innerhalb des Bundeskanzleramtes und auf 
der Leitungsebene des Bundesnachrichtendienstes Kenntnis davon 
hatte oder warum gegebenenfalls keine zeitnahe Kenntnis erlangt 
wurde; 

3. wer wann im Bundeskanzleramt und im Bundesnachrichtendienst 
welche Anordnungen hinsichtlich der unter den Nummern 1 und 2 
genannten Vorgänge getroffen hat und wer dafür die politische Ver- 
antwortung trägt; 

4. wie die interne Kontrolle diesbezüglich durch die Leitungsebene im 
Bundesnachrichtendienst ausgestaltet ist; 

5. welche Richtlinien, Weisungen und Anordnungen der Leitungsebene 
im Bundesnachrichtendienst allgemein bezüglich dieser Vorgänge 
bestanden oder weshalb solche gegebenenfalls fehlten; 

6. welche Maßnahmen, insbesondere zur Ausforschung und Über- 
wachung, der Bundesnachrichtendienst hinsichtlich der unter den 
Nummern 1 und 2 genannten Vorgänge ergriffen hat; 

7. wie die Bundesregierung ihre Aufsicht über den Bundesnachrichten- 
dienst in Bezug auf die unter den Nummern 1 und 2 genannten Vor- 
gänge ausgeübt hat, und wer die politische Verantwortung für mög- 
liche Missstände in diesem Bereich trägt; 

8. wie die Bundesregiemng den Deutschen Bundestag über diese Vor- 
gänge unterrichtete und inwieweit sowie weshalb gegebenenfalls 
darauf verzichtet wurde.“ 


4. Der bisherige Abschnitt V wird zu Abschnitt VI und wie folgt gefasst: 

„VI. Schließlich soll der Ausschuss 

1 . klären, ob und inwieweit durch Handlungen aus den Abschnitten I 
bis V gegen Richtlinien oder Weisungen der Bundesregierung, 
gegen Amts- oder Dienstpflichten oder gegen deutsches Recht oder 
internationales Recht verstoßen wurde; 

2. Empfehlungen abgeben, welche rechtlichen und tatsächlichen Kon- 
sequenzen gezogen werden müssen, um die Rechtsstaatlichkeit der 
Terrorismusbekämpfung, die Rechte von Bundestagsabgeordneten 
(vgl. V.2) in Bezug auf die Tätigkeit des Bundesnachrichten- 
dienstes sowie die grandrechtlich geschützte Pressefreiheit zu 
wahren und die Kontrolle der Nachrichtendienste zu verbessern, 
um Fehlentwicklungen verhindern zu können; 
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3. klären, wie sichergestellt ist bzw. sichergestellt wird, dass künftig 
eine Wiederholung von rechtswidrigen Überwachungen von Jour- 
nalisten und Bundestagsabgeordneten (vgl. V.2) durch den Bundes- 
nachrichtendienst ausgeschlossen ist.“ 


Berlin, den 26. Oktober 2006 

Der Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

Thomas Strobl (Heilbronn) Bernhard Kaster Christine Lambrecht 

Vorsitzender Berichterstatter Berichterstatterin 


Jörg van Essen 

Berichterstatter 


Dr. Dagmar Enkelmann 

Berichterstatterin 


Volker Beck (Köln) 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Bernhard Kaster, Christine Lambrecht, 
Jörg van Essen, Dr. Dagmar Enkelmann und Volker Beck (Köln) 


1. Der Deutsche Bundestag hat den von 165 Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages aus den Fraktionen FDP, 
DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein- 
gebrachten Antrag auf Ergänzung des Untersuchungs- 
auftrags des 1. Untersuchungsausschusses in seiner 
59. Sitzung am 25. Oktober 2006 an den Ausschuss für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung ( 1 . Aus- 
schuss) überwiesen. 

Der 1 . Ausschuss hat den Antrag in seiner 1 1 . Sitzung in 
Geschäftsordnungsangelegenheiten am 26. Oktober 2006 
beraten und die aus der obigen Beschlussempfehlung 
ersichtliche Fassung, die auf einer einvemehmlich ver- 
abredeten Änderung beruht, einstimmig verabschiedet. 

2. Der Ursprungsantrag strebte auf Grund der bisherigen 
Beratungen des Untersuchungsausschusses und in der 
Öffentlichkeit bekannt gewordener Vorgänge Präzisie- 
rungen bzw. Ergänzungen des Auftrags des 1. Unter- 
suchungsausschusses der 16. Wahlperiode an. Zum einen 
sollen gewisse Konkretisierungen des Einsetzungsbe- 
schlusses bezüglich der Themenkomplexe der CIA-Ge- 
fängnisse und der Festnahmen und Vernehmungen be- 
stimmter Personen im Ausland vorgenommen werden. 
Zum anderen soll sich der Untersuchungsausschuss auch 
mit der nachrichtendienstlichen Überwachung und dem 
nachrichtendienstlichen Einsatz von Journalisten einer- 
seits und der Überwachung sonstiger Berufsgeheimnis- 
träger, insbesondere von Abgeordneten, andererseits be- 
fassen. 

Die einvemehmlich zwischen Vertretern aller Fraktionen 
am 26. Oktober 2006 verabredeten Änderungen präzisie- 
ren die Aufgabenstellung aus Abschnitt III des Untersu- 
chungsauftrags und betreffen im Übrigen insbesondere 
die in Nummer 3 des Ergänzungsantrags enthaltenen 
neuen nachrichtendienstlichen Fragestellungen. So soll 
sich die Untersuchung des neuen nachrichtendienstlichen 
Themenkomplexes auf die Sachverhalte beziehen, die im 
Auftrag des Parlamentarischen Kontrollgremiums vom 
Sachverständigen Dr. Gerhard Schäfer geprüft worden 
sind. Dabei sollen sich die Untersuchungen auf den Be- 
reich des Bundesnachrichtendienstes konzentrieren. Wei- 
tere Sicherheitsbehörden bleiben ausgespart, können aber 
nach Maßgabe einer nachfolgend wiedergegebenen Pro- 
tokollerklärung vom Untersuchungsausschuss mit einbe- 
zogen werden. Weiterhin werden Untersuchungen über 
nachrichtendienstliche Maßnahmen gegenüber Abgeord- 
neten nur noch im Zusammenhang mit Maßnahmen ge- 


genüber Journalisten vorzunehmen sein, während weitere 
Berufsgeheimnisträger nicht mehr einbezogen werden. 
Im Ausschuss hat die Fraktion der FDP unter Zustim- 
mung der anderen Oppositionsfraktionen DIE LINKE, 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Auffassung ver- 
treten, dass die beantragte Ergänzung des auf einem qua- 
lifizierten Minderheitsverlangen beruhenden Untersu- 
chungsauftrags gemäß Artikel 44 des Grundgesetzes ver- 
langt werden konnte. Zugleich hat sie die Verständigung 
über die Ergänzung des Auftrags auch im Hinblick auf die 
Tätigkeit des Untersuchungsausschusses begrüßt. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat ebenso wie die übrigen 
Fraktionen das erfolgreiche Bemühen um eine gemein- 
same Textfassung zur Ergänzung des Untersuchungsauf- 
trags positiv gewürdigt. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betont in 
diesem Zusammenhang, dass die Ausgestaltung der Er- 
weiterung des Auftrags nach herrschender Meinung un- 
streitig ein Minderheitsrecht sei (vgl. Wiefelspütz, Das 
Untersuchungsausschussgesetz, 2003, S. 186; Sachs, 
Grundgesetz, 3. Auflage, Artikel 44 Rn. 15). 

3. Angesichts der Ergänzung des Untersuchungsauftrags 
sind in der Sitzung des 1 . Ausschusses mit Blick auf das 
weitere Verfahren des 1 . Untersuchungsausschusses fol- 
gende, ebenfalls einvemehmlich verabredete Erklärun- 
gen zu Protokoll gegeben worden: 

1 . Die Fraktionen sind sich darüber einig, zunächst die 
Beweiserhebung durch Zeugen zu den Sachverhalts- 
komplexen 1 bis III des Untersuchungsauftrags 
durchzuführen und im Anschluss daran einvemehm- 
lich zu entscheiden, mit welchem der verbleibenden 
Sachverhaltskomplexe fortgefahren werden soll. 

2. Für den Fall, dass sich im Zusammenhang mit den 
Vorgängen unter Ziffer V.l und V.2 Anhaltspunkte 
dafür ergeben sollten, dass der Bundesnachrichten- 
dienst sich anderer Sicherheitsbehörden des Bundes 
bedient haben sollte, bleibt es dem Untersuchungs- 
ausschuss unbenommen, auch diese Vorgänge zu 
untersuchen. 

3. Die Fraktionen sind sich darüber einig, dass sich der 
Untersuchungsausschuss im Rahmen der Unter- 
suchung zu Ziffer V auf die Verantwortung der Bun- 
desregierung und der Leitung des Bundesnachrich- 
tendienstes fokussieren und nur bei begründeten An- 
lässen operative Maßnahmen zum Gegenstand der 
Untersuchung machen soll. 


Berlin, den 26. Oktober 2006 

Bernhard Kaster Christine Lambrecht 

B erichterstatter B erichterstatterin 


Jörg van Essen 

Berichterstatter 


Dr. Dagmar Enkelmann 

B erichterstatterin 


Volker Beck (Köln) 

Berichterstatter 
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